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Baumfrevler Bußjäger holzt sinnlos Bäume ab, nur um politisch Stimmung zu machen!

Auf dem Grundstück der Familie Bußjäger, zwischen dem Ortsteil Neukeferloh und dem Friedhof, steht neben frischen Baumstümpfen ein Schild. Darin wird der Passant darüber informiert, dass hier Bäume sofort sterben mussten, weil die „Grünen“ eine Baumschutzverordnung beantragt haben und diese von der Mehrheit des Gemeinderates beschlossen werden wird.
Da ein Mitglied der Familie als Gemeinderat die beantragte Baumschutzverordnung kennt, wusste er, dass die gefällten Bäume (darunter ca. 60-jährige Eichen) gar nicht unter die Baumschutzverordnung gefallen wären, da das Grundstück außerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile liegt.
Alte und große Bäume in den Ortschaften, und nur solche werden durch die geplante Baumschutzverordnung geschützt, sind nicht nur für Tiere als Wohnraum und Futterquelle von enormer Bedeutung. Auch den Menschen dienen sie, in dem sie Schadstoffe aus der Luft ziehen, Schatten spenden und das Ortsbild verschönern, um nur einige Beispiele zu nennen.

Wer solche Bäume ausschließlich aus dem Grund fällt, um Personen in die Irre zu führen und politisch Stimmung zu machen, der zeigt, dass er nichts, aber auch gar nichts für die Natur übrig hat. Und er offenbart, dass er auch in Zeiten des Klimawandels nicht verstanden hat, dass die Natur auch ohne den Menschen zurecht kommt, aber der Mensch die Natur als Lebensgrundlage braucht. 
Soweit in dem Schild behauptet wird, dass eine Baumschutzverordnung das Recht am Eigentum verletzt, braucht der Verfasser des Schildes auch hier Nachhilfe in Allgemeinbildung. Denn Art. 14 Grundgesetz, der das Grundrecht auf Eigentum schützt, bestimmt in Absatz 2: „Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen“.
Doch das Wohl der Allgemeinheit, also im vorliegenden Fall der Grasbrunner Bürger, scheint einigen Grundbesitzern in der Gemeinde völlig egal zu sein. Für sie scheint nur der eigene Wohlstand zu zählen und ihr Wunsch, mit ihrem Grundbesitz wie ein absolutistischer Herrscher umgehen zu können. Neben ihrem Widerstand gegen die Baumschutzverordnung zeigt dass auch ihre Weigerung, für Radwege ein paar qm Grund günstig an die Gemeinde zu verkaufen.

In den Nachbargemeinden Haar und Vaterstetten, in der Stadt München und in ¾ der Landkreisgemeinden gibt es bereits seit Jahren Baumschutzverordnungen. Nach Auskunft des Fachreferates im Landratsamt München sind diese auch sinnvoll und werden von der überwiegenden Mehrheit der Bürger akzeptiert. Denn Bürger, die Maßnahmen am geschützten Bäumen planen, kommen über die Verordnung in Kontakt mit der fachlich geschulten Verwaltung, können beraten werden, und meist wird auch eine Lösung gefunden, die für Antragsteller und Natur tragbar ist.

Es gibt keinen vernünftigen Grund, warum dies in der Gemeinde Grasbrunn nicht möglich sein soll.
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